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Betreff 

Benennung einer Straße 
im Gewerbegebiet Mieste West 
"Carl-Bechem-Straße" 

 

 

 

 
Beschluss: 
 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
 

1. die Benennung des für den in der Anlage zu diesem Beschluss gekennzeichneten Bereichs der 

Zufahrt zum Gelände der Carl Bechem GmbH als „Carl-Bechem-Straße“ 

 

2. die Bürgermeisterin zu beauftragen, diesen Beschluss ortsüblich bekannt zu machen 

 
 

 

 



Sachverhalt: 
 

 

Gemäß § 45 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt gehört zu den Aufgaben 

der Vertretung (Stadtrat) u.a. die Benennung von Straßen. 

 

Der Firmensitz der Carl Bechem GmbH in Mieste lautet: 

Kurze Straße 3, 39649 Gardelegen. 

Der gesamte Zulieferer- und Schwerlastverkehr erfolgt über die Kurze Straße. 

 

Im Ortsteil Gardelegen befindet sich unter der Postleitzahl 39638 ebenfalls eine „Kurze Straße“. 

 

In der Vergangenheit ist es mehrfach vorgekommen, daß Zuliefer- und Schwerlastverkehr für die Carl 

Bechem GmbH nicht den Standort Mieste angefahren haben, sondern die Kurze Straße im Ortsteil 

Gardelegen. Dies hat immer wiederholt zu verkehrsrechtlichen und logistischen Problemen geführt. 

 

Vor diesem Hintergrund beantragt die Carl Bechem GmbH die Benennung eines Abschnitts ihrer 

privaten Zufahrt zum Firmengelände in der Gemarkung Mieste, Flur 4, Flurstücke 1014/9 und 1328, als 

„Carl-Bechem-Straße“. 

 

Nach Prüfung des Sachverhalts ist durch das Dezernat 1 der Stadtverwaltung folgende Bewertung 

vorgenommen worden: 

 

Die Benennung einer Straße hat zusammen mit der Grundstückshausnummer die Funktion, 

Schwierigkeiten vorzubeugen, die sich im Verkehr der Bürger untereinander oder zwischen Bürgern und 

Behörden ergeben können, wenn Wohnungen, Betriebe, Geschäftsräume oder Dienststellen mangels 

ausreichender Orientierungsmöglichkeiten nicht oder nur unter Schwierigkeiten aufgefunden werden 

können und um in Notfällen eine schnelle Erreichbarkeit zu ermöglichen.  

Bei der Entscheidung über das Ob und Wie der Umbenennung steht der Gemeinde eine weitgehende, 

auf dem Selbstverwaltungsrecht beruhende Gestaltungsfreiheit zu, die freilich durch den Zweck der 

Aufgabenzuweisung und durch die aus Art 20 Abs. 3 GG sowie besonderen gesetzlichen 

Bestimmungen folgenden Grenzen jeder Verwaltungstätigkeit beschränkt wird. Bei der Verfolgung 

dieser Zwecke hat die Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze der Erforderlichkeit, Geeignetheit 

und Verhältnismäßigkeit die für die Benennung sprechenden Gründe abzuwägen.  

Im Hinblick auf die tatsächlichen Schwierigkeiten der Zulieferer, die korrekte Adresse zu finden, ist vor 

dem Hintergrund der Ordnungsfunktion eine Neubenennung der Zufahrt geeignet und erforderlich. Die 

(gangbare) Alternative einer Umbenennung der Kurzen Straße wäre für den gewerblichen Busbetrieb 

mit spürbaren Einschränkungen verbunden (z.B. Buswerbung). Im Gegensatz dazu wäre eine 

Neubenennung der Zufahrt ohne Auswirkungen auf Dritte, weshalb diese Lösung zu bevorzugen ist.  

Dass vorliegend eine Privatstraße öffentlich benannt werden soll, ist unschädlich, soweit dies auf einen 

Antrag des Grundstückseigentümers zurückgeht und zur Sicherstellung ausreichender 

Orientierungsmöglichkeiten notwendig ist.  



Im Ergebnis ist eine Neubenennung durch den Stadtrat (vgl. § 45 Abs. 3 Nr. 1 KVG LSA) möglich und 

geboten.  

Mit der Benennung geht keine Widmung nach § 6 Abs. 1 StrG LSA einher. Dies ist einerseits zu 

vermeiden, da die Hansestadt Gardelegen sonst Träger der Straßenbaulast würde. Andererseits fehlt es 

auch an der Öffentlichkeit der Zufahrt. Diese ist zwar grundsätzlich für jedermann zugänglich, wird 

jedoch als Zufahrt nur durch einen eng umgrenzten Nutzerkreis (Zulieferer) genutzt (vgl. OVG 

Sachsen­Anhalt, Beschluss vom 23.06.2020 - 2 L 83/18). Eine Aufnahme in das Straßenverzeichnis 

sollte daher allenfalls mit dem Hinweis auf die privaten Eigentumsverhältnisse bzw. dem Hinweis ohne 

Widmung erfolgen.  

Im Übrigen sind die Bestimmungen für die Benennung öffentlicher Straßen einzuhalten. Der Eigentümer 

hat also keinen Anspruch darauf, dass ein von ihm vorgeschlagener Name festgelegt wird. Festzulegen 

ist ferner, dass der Eigentümer die Kosten des Benennungsverfahrens zu tragen hat (zum Beispiel 

Straßennamenschild). 

 

 

Alle Kosten, die im Zusammenhang mit der Benennung der Straße stehen, trägt der Antragsteller. 

 

 

Gesetzliche Grundlagen: 

 

- Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 

- Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt  

 

 

Anlagen: 

 

Übersichtsplan 

Flurkartenauszug 

Bilder eines fehlnavigierten Tankwagens 

 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Ja:  (  )          Nein: (x) 
 
Veranschlagung in Ergebnishaushalt      (  )            Investitionsplan                   (  ) 
 
Buchungsstelle  (                                        )             (                                             )    
 
Aufwendungen                                           €             Auszahlungen                      € 
 
Erträge                                                       €             Einzahlungen                       € 
 
Jährliche Folgeaufwendungen durch Zinsen/Abschreibung etc.                           € 
 
mögliche Sonderposten                             € 
 
jährliche Folgeaufwendungen bis              20__ 
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